Anlage C
Datum
Protokollführer

Teilkonferenz gem. Einladung vom…
Schüler:
Vorfall:
Ort:
Zeit (Tag/Uhrzeit):                                                           Dauer:
Teilnehmer/innen: s. Anwesenheitsliste in Anlage (Funktion muss ersichtlich sein)
…

…

Feststellung der Beschlussfähigkeit: (mindestens 4 Stimmberechtigte anwesend)

Tagesordnung


1. Sachverhalt

2. Anhörung des Schülers und der Eltern

3. ggf. Anhörung von Zeugen

4. Beschluss mit Begründung (nur Anwesenheit von Mitgliedern der TK)
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Hinweise zur Führung eines Protokolls der Teilkonferenz

Das Protokoll ist eine Urkunde und muss daher vollständig und lesbar sein. Möglichst NICHT handschriftlich.
Eine Anwesenheitsliste mit der Funktion der Beteiligten muss beigefügt werden. Soweit der Schüler/ die Eltern die Anwesenheit der Schülervertretung/ Schulpflegschaft nicht wünschen, ist dies ausdrücklich zu vermerken.
Zu beachtende Punkte, die zwingend im Protokoll erscheinen müssen:
· Haben die Betroffenen von Ihrem Recht auf Anhörung gebrauch gemacht? Wenn ja, inwieweit?
· Welche bewiesenen Vorwürfe werden gegenüber dem Schüler erhoben?
· Wie äußern sich die Betroffenen diesbezüglich?

· Konkrete und einzellfallbezogene Begründung der Entscheidung der Teilkonferenz über die Ordnungsmaßnahme.

· Eine Abwägung muss stattgefunden (und protokolliert) worden sein aus der Gründe für und  wider die Maßnahme ersichtlich sind.

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist bei der Abwägung zu beachten:

Die Ordnungsmaßnahme muss geeignet, erforderlich und verhältnismäßig (Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne) sein.

Geeignet ist die Ordnungsmaßnahme wenn sie das Ziel zumindest fördert. (Keine strengeren Anforderungen diesbezüglich).

Erforderlich ist die Ordnungsmaßnahme wenn es kein anderes milderes und  gleich geeignetes (bzw. gleich wirksames) Mittel gibt um den angestrebten Zweck zu erreichen.

Verhältnismäßig ist die Ordnungsmaßnahme, wenn sie zu dem erstrebten Zweck in einem angemessenen Verhältnis steht. Eine Güter- bzw. Interessenabwägung muss vorgenommen werden. Die Anforderungen sind umso strenger, je intensiver die Ordnungsmaßnahme ist.

